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A. Textliche Festsetzungen 
 
Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen gemäß § 9 BauGB. Diese Festsetzungen umfassen: 
 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  

 
1.1 Der Bebauungsplan setzt für die mit GE1a gekennzeichnete Fläche ein Gewerbegebiet 

(GE) gem. § 8 BauNVO fest. 
Gemäß § 1 Abs. 4 und 5 sowie § 8 BauNVO sind nur Geschäfts-, Büro- und Verwaltungs-
gebäude sowie nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe zulässig. Andere Betriebsar-
ten und Anlagen sind ausnahmsweise zulässig, wenn nachgewiesen wird, dass schädli-
che Umwelteinwirkungen in angrenzenden schutzbedürftigen Gebieten auch außerhalb 
des Plangebietes nicht zu erwarten sind. Es sind nur solche Betriebe zulässig, deren Be-
trieb das anfallende Niederschlagswasser nicht mehr verunreinigt, als das in Wohngebie-
ten der Fall ist. 

 
1.2 Gemäß § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO werden folgenden Nutzungen des § 8 Abs. 2 BauNVO 

ausgeschlossen und als nicht zulässig festgesetzt: 
• Land- und Gartenbaubetriebe, Tierzucht, Speditionen, Fuhrparks, Bauhöfe, Schrott-

plätze/Autoverwertung, Lagerhäuser und Lagerplätze (Nr. 1) 
• Tankstellen (Nr. 2) 
• Anlagen für sportliche Zwecke (Nr. 3) 
• Einzelhandelsbetriebe und sonstige Gewerbebetriebe mit Verkaufsflächen für den Ver-

kauf an letzte Verbraucher 
Ausnahme gem. § 31 Abs. 1 BauGB: 
Gewerbebetriebe mit Verkaufsflächen an letzte Verbraucher, wenn das angebotene 
Sortiment aus eigener Herstellung stammt und der Betrieb aufgrund der von ihm aus-
gehenden Emissionen typischerweise nur in einem Gewerbegebiet zulässig ist, oder 
der Verkauf über Kioske erfolgt, soweit dieser der Versorgung der im Gebiet Arbeiten-
den dient. 

 
1.3 Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO werden folgenden Nutzungen des § 8 Abs. 3 BauNVO 

ausgeschlossen und als nicht zulässig festgesetzt: 
• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke (Nr. 2) 
• Vergnügungsstätten (Nr. 3) 

 
1.4 Zulässig sind Vorhaben (Anlagen und Betriebe), deren Geräusche die in der folgenden 

Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (6.00 - 
22.00 Uhr) noch nachts (22.00 - 6.00 Uhr) überschreiten. 

Emissionskontingente tags und nachts in dB(A) nach DIN 45691 (Ausgabe 2006-12) 

Teilbereiche des Gewerbe-
gebietes nach Planzeich-

nung 

Emissionskontingente    in dB(A) 

LEK tags                    LEK nachts 

GE1 …*** …*** 

Ein Vorhaben ist zulässig, wenn der Beurteilungspegel Lr der Betriebsgeräusche der An-
lage oder des Betriebes (beurteilt nach TA Lärm unter Berücksichtigung der Schallaus-
breitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung) das nach DIN 45691 für das Be-
triebsgrundstück berechnete Immissionskontingent oder einen Wert von 15 dB unter dem 
maßgeblichen Immissionsrichtwert (Nr. 6.1 der TA Lärm) am maßgeblichen Immissionsort 
im Einwirkungsbereich (Nr. 2.2 und 2.3 der TA Lärm) nicht überschreitet. 
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Für den Richtungssektor A (Winkel 345° bis 135°), ausgehend vom Bezugspunkt Gauß-
Krüger (2592900, 5626500) erhöhen sich die Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 
um folgendes Zusatzkontingent LEK,zus zur Nachtzeit: 

Zusatzkontingent Nacht in dB nach DIN 45691 (Teilflächen GE-1 bis GE-9) 

Richtungssektor  
(vgl. Abbildung) 

Zusatzkontingent LEK, zus. in dB  
Nacht 

…*** …*** 

Der Richtungssektor ist in der nachfolgenden Karte dargestellt. 

…*** 

(vgl. Anlage: Schalltechnisches Prognosegutachten …***) 

***(Die Emissions- und Zusatzkontingente sowie das Schalltechnisches Prognosegutach-
ten werden im weiteren Verfahren ergänzt.) 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit eines Vorhabens erfolgt nach DIN 
45691, Abschnitt 5, wobei im Richtungssektor A ein Zusatzkontingent für alle Teilflächen 
GE-1 bis GE-9 zur Nachtzeit zu berücksichtigen ist. Bei „seltenen Ereignissen“ im Sinne 
der TA Lärm Nr. 7.2 gelten die nach TA Lärm Nr. 6.3 angegebenen Immissionsrichtwerte 
für „seltene Ereignisse“. 

Im Baugenehmigungsverfahren ist der Nachweis zur Einhaltung der Emissions- und Zu-
satzkontingente zu führen.  

 
2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 
2.1 Grund- und Geschossflächenzahl sind in der Planzeichnung festgesetzt. 

Im Einzelfall kann bei Einhaltung der Geschossflächenzahl als Ausnahme eine Erhöhung 
der Grundflächenzahl um 0,1 zugelassen werden, wenn ein Ausgleich für die zusätzlich 
versiegelten Flächen durch eine entsprechende Begrünung erfolgt. Für jeden Quadratme-
ter, der über die im Bebauungsplan festgesetzte GRZ hinausgeht, sind 2 qm begrünter 
Dachfläche zu erstellen. Falls neu zu errichtende Dachflächen als Ausgleichsfläche nicht 
ausreichend und vorhandene Dachflächen nicht geeignet sind, müssen je Quadratmeter 
des verbleibenden auszugleichenden Anteils 3 qm Fassadenbegrünung erstellt werden. 

 
2.2 Die zulässige Traufhöhe ist in der Planzeichnung festgesetzt. 

Die Traufhöhe wird gemessen zwischen der Fahrbahnoberkante der Straßenmitte der je-
weiligen Erschließungsstraße und dem Schnittpunkt der Außenfläche der Außenwand mit 
der Dachhaut. 
Die Höhenbeschränkungen beziehen sich bei einer Flachdachausführung auf die Ober-
kante der umlaufenden Attika. 

 
3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

 
3.1 Die Bauweise wird als abweichende Bauweise festgesetzt. Die Länge von Gebäuden rich-

tet sich nach den in der Planzeichnung festgesetzten Baugrenzen. 
 
4. Überbaubare u. nicht überbaubare Grundstücksflächen / Stellung baulicher Anlagen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
 
4.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch die Festsetzungen von Baugrenzen in 

der Planzeichnung bestimmt.  
4.2 Gemäß § 23 Abs. 5 Satz 1 BauNVO sind Nebenanlagen auf den nicht überbaubaren 

Grundstücksflächen nicht zulässig. Ausgenommen davon sind Nebenanlagen zur Versor-
gung des Gebietes mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Ab-
wasser.  



STADT HENNEF (SIEG), 5. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 01.40 – GEWERBEGEBIET HOSSENBERG 
- TEXTLICHE FESTSETZUNGEN – VORENTWURF GEM. § 3 ABS. 1 und § 4 Abs. 1 BAUGB                                               SEITE 4  
 
 
5. Anschluss an die öffentlichen Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

 
5.1 Pro Betrieb sind bis zu zwei Zufahrten zulässig. Die erste Zufahrt darf max. 8 m und die 

zweite Zufahrt max. 5 m breit sein. 
 
6. Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

 
6.1 Leitungen zur Versorgung der Grundstücke sind unterirdisch zu führen. 

 
7. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-

tur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 
7.1 Die Entfernung von Aufwuchs, insbesondere von Bäumen und Sträuchern, darf aus Grün-

den des Artenschutzes nur außerhalb der Brut-/Fortpflanzungszeiten von Vögeln und Fle-
dermäusen erfolgen. In der Zeit vom 1. März bis zum 30. September sind solche Arbeiten 
nur in Ausnahmefällen mit besonderer Genehmigung der Naturschutzbehörde möglich. 

 
8. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a 

BauGB) 
 
8.1 Auf der Gewerbegebietsfläche mit der Umgrenzung „Flächen zum Anpflanzen von Bäu-

men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ und der Kennzeichnung B1 sind bis auf 
den Anteil der notwendigen Erschließung (Zufahrten) einheitlich pro Parzelle entweder 
vollflächige Pflanzungen mit bodendeckenden Arten vorzunehmen oder Rasenflächen an-
zulegen. Als notwendige Erschließung wird pro 40 m Straßenfront ein Zugang von max. 
3 m Breite und Grundstückszufahrten von der Erschließungsstraße gemäß textlicher 
Festsetzung Nr. 5.1 zugelassen. Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Ab-
gang zu ersetzen. 

8.2 Auf der Gewerbegebietsfläche mit der Umgrenzung „Flächen zum Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ und der Kennzeichnung B2 sind, sofern 
die dort vorhandenen Gehölze nicht erhalten bleiben, 3 Bäume sowie Sträuchern mit dem 
Pflanzschema 1,50 m Reihenabstand und 1,50 m Pflanzabstand in der Reihen zu pflan-
zen. Zur Bepflanzung sind Bäume in der Mindestgröße 2x verpflanzt, 150-200 cm und 
Sträucher in der Mindestgröße 2x verpflanzt, 40-60 cm zu verwenden. Als Bäume sind 
Bergahorn (Acer pseudoplatanus) zu pflanzen. Als Sträucher sind Hasel (Corylus avella-
na, 20 %), Kornelkirsche (Cornus mas, 40 %), Liguster (Ligustrum vulgare, 10 %), Hunds-
rose (Rosa canina, 20 %) und Eiben (Taxus baccata, 10 %) zu pflanzen. Die Pflanzungen 
sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

8.3 Private Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen (z.B. breitfugiges Pflaster, Ra-
senkammersteine) zu versehen. Die Stellplätze sind durch Baumpflanzungen ohne festes 
Pflanzschema zu gliedern. Je angefangener 6 Stellplätze ist mindestens ein Baum zu 
pflanzen. Zur Bepflanzung sind Bäume in der Mindestgröße 3x verpflanzt mit Stammum-
fang 14-16 cm zu verwenden. Als Bäume sind Spitzahorn (Acer platanoides), Bergahorn 
(Acer pseudoplatanus), Eberesche (Sorbus aucuparia) und Stieleiche (Quercus robur) mit 
jeweils 25 % Anteil zu pflanzen. Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Ab-
gang zu ersetzen. 

 
9. Externe Ausgleichsmaßnahmen §§ 1a (3), 9 (1a) BauGB 

 
 Zur Kompensation der Beeinträchtigungen, die mit der zusätzlichen Bebauung einhergehen, 

werden außerhalb des Plangebietes auf verfügbaren Flächen Aufwertungsmaßnahmen 
durchgeführt: 
(Maßnahmen werden zur Offenlage ergänzt.) 
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10. Zuordnung von Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich an anderer Stelle § 9 (1a) 

BauGB 
 
(Zuordnung wird zur Offenlage ergänzt.) 
 

 
 
 
B. Bauordnungsrechtliche Vorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 BauO NRW) 
 
1. Dacheindeckung  
 

1.1 Die Gestaltung der Dachflächen mit reflektierenden Materialien ist nicht zulässig. 
1.2 Es sind nur Farben mit den nachfolgenden Farbtönen der RAL-Farbtonkarte zulässig: 

Grau-/Anthrazit-/Brauntöne: 7000-7003, 7005, 7006, 7009-7016, 7022, 7024, 7026, 7037, 
7039, 7043, 8014, 8019, 8022, 8028 

 
2. Dachformen und Dachneigungen 

 
2.1 Die zulässige Dachneigung ist in der Planzeichnung festgesetzt. 

 
3. Fassadenflächen 

 
3.1 Für die Gestaltung von Fassadenflächen sind nur Farben mit den nachfolgenden Farbtö-

nen der RAL-Farbtonkarte zulässig: 
Gelbtöne: 1000-1002, 1014, 1015 
Grautöne: 7004, 7030, 7032, 7035, 7038, 7040, 7044 

3.2 Farben für sonstige Konstruktionsteile: 
Anthrazittöne: 7005, 7009-7012, 7015, 7016, 7024, 7026, 7043 
Grautöne: 9002, 9007 

 
4. Einfriedungen 

 
4.1 Einfriedungen sind nur als maximal 2,00 m hohe Zaunanlagen oder Hecken aus standort-

gerechten heimischen Gehölzen zulässig. 
 
5. Werbeanlagen 

 
5.1 Werbeanlagen sind nur auf dem Gelände des jeweiligen Gewerbebetriebes zulässig, wo-

bei diese Werbeanlagen die Traufhöhe des zugehörigen Betriebsgebäudes nicht über-
schreiten dürfen.  

5.2 Im Bereich der Bauverbots- und Baubeschränkungszone entlang der Autobahn A 560 sind 
die Vorgaben des Fernstraßengesetzes zu beachten. 
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C. Hinweise:  

 
1. Bau- und Bodendenkmäler gem. Landesdenkmalschutzgesetz NRW (DSchG NRW) 

 
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und / oder naturgeschichtliche Boden-
funde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in 
der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen, Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und / 
oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von 
Bodendenkmälern ist der Stadt Hennef (Sieg) als Untere Denkmalbehörde und / oder dem 
Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege, Bonn, unverzüglich anzuzeigen und die Entde-
ckungsstelle mindestens 3 Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 
DSchG NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der Land-
schaftsverband Rheinland ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für 
wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monate in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG 
NRW). 
 

2. Einbau von Recyclingstoffen 
 
Der Einbau von Recyclingstoffen ist nur nach vorhergehender Wasserrechtlicher Erlaubnis zu-
lässig. 
 

3. Energieversorgung 
 
Die Ver- und Entsorgung ist über bestehende Trassen gesichert. Grundnetze der Versor-
gungsunternehmen sind vorhanden und können ausgebaut werden. Das ausgewiesene Bau-
gebiet wird mit Erdgas versorgt. 
 

4. Entsorgung von Bodenmaterial 
 
Im Rahmen der Baureifmachung der Grundstücke anfallendes bauschutthaltiges oder orga-
noleptisch auffälliges Bodenmaterial (z.B. aus Bodenauffüllungen) ist ordnungsgemäß zu ent-
sorgen.  
Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem Rhein-
Sieg-Kreis, Sachgebiet „Gewerbliche Abfallwirtschaft“, anzuzeigen. Dazu ist die Entsorgungs-
anlage anzugeben oder die Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzule-
gen. 
Werden bei den Baumaßnahmen verunreinigte Bodenhorizonte angetroffen, so ist unverzüg-
lich der Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz, zu informieren und die weitere 
Vorgehensweise abzustimmen (s. § 2 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz NRW). 
Gegebenenfalls sind weitergehende Untersuchungen zur Gefährdungsabschätzung (Entnah-
me von Bodenproben, Durchführung von chemischen Analysen, etc.) zu veranlassen. Alle 
Maßnahmen im Zusammenhang mit schädlichen Bodenverunreinigungen sind mit dem Rhein-
Sieg-Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz, abzustimmen. 
Bei der Entsorgung von Aushubmaterialien mit schädlichen Verunreinigungen sind insbeson-
dere die abfallrechtlichen Bestimmungen zu beachten. 
 

5. Fluglärm 
 
Bedingt durch die über das Gebiet von Hossenberg verlaufende Flugroute des Flughafens 
Köln / Bonn muss – entsprechend dem Nutzungsgrad dieser Route – sowohl am Tage als 
auch in der Nacht mit mehr oder weniger starkem Fluglärm gerechnet werden. Diese Immissi-
onsbelastung lässt sich durch bauseits vorzusehende passive Schallschutzmaßnahmen, wie 
bspw. Schalldämmung von Dächern und Rollladenkästen sowie den Einbau von Schallschutz-
fenstern, vermindern. 
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6. Freianlagen 

 
Bei der Pflege der Grünflächen ist möglichst auf die Verwendung von Pestiziden zu verzich-
ten. 
 

7. Kampfmittel 
 
Es existieren keine Aussagen zu Kampfmittelvorkommen im Geltungsbereich dieses Bebau-
ungsplans.  
Eine Garantie auf Kampfmittelfreiheit kann nicht gewährt werden. Bei Kampfmittelfunden wäh-
rend der Erd-/Bauarbeiten sind die Arbeiten sofort einzustellen und die nächstgelegene Poli-
zeidienststelle oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu verständigen.  
Sollten Erdarbeiten mit erheblicher mechanischer Belastung (Rammarbeiten, Pfahlgründun-
gen, Verbauarbeiten oder vergleichbare Arbeiten) vorgesehen sein, wird eine Tiefensondie-
rung empfohlen. Die Vorgehensweise ist mit dem Kampfmittelbeseitigungsdienst Rheinland, 
Außenstelle Kerpen, abzustimmen.  
 

8. Lagebezugssystem 
 
Das Lagebezugssystem im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans erfolgte im Koordinaten-
system UTM. 
 

9.  Erdbeben 
Zur Planung der künftigen Flächennutzung für das Bebauungsplangebiet wird auf die Bewer-
tung der Erdbebengefährdung hingewiesen, die bei Planung und Bemessung üblicher Hoch-
bauten gemäß den Technischen Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 4149:2005-04 
„Bauten in deutschen Erdbebengebieten“ zu berücksichtigen ist. Die Erdbebengefährdung 
wird hier durch die Zuordnung von Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen be-
urteilt, die anhand der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der 
Bundesrepublik Deutschland 1 : 350 000, Bundesland Nordrhein-Westfalen (Geologischer 
Dienst NRW 2006) für einzelne Standorte bestimmt werden. In den Technischen Baubestim-
mungen des Landes NRW wird auf die Verwendung dieser Kartengrundlage hingewiesen. 
 
Das Gebiet der Stadt Hennef (Sieg) ist folgenden Erdbebenzonen mit der geologischen Unter-
grundklasse R zuzuordnen (R = Gebiete mit felsartigem Untergrund): 

- Stadt Hennef (Sieg), Gemarkung Söven:  1 / R 
- Stadt Hennef (Sieg), alle übrigen Gemarkungen: 0 / R 

 
gemäß der Karte zur DIN 4149 (Fassung von 2005). 

Bei der Planung und Bemessung üblicher Hochbauten müssen die in DIN 4149 festgelegten 
Regelungen beachtet werden. Innerhalb der Erdbebenzone 0 müssen keine besonderen 
Maßnahmen hinsichtlich potenzieller Erdbebenwirkungen ergriffen werden. Es wird jedoch 
empfohlen, für Bauwerke der Bedeutungskategorien III (Bauwerke, deren Widerstandsfähig-
keit gegen Erdbeben im Hinblick auf die mit einem Einsturz verbundenen Folgen wichtig ist, 
z.B. große Wohnanlagen, Schulen usw.) und IV (Bauwerke, deren Unversehrtheit im Erdbe-
benfall von Bedeutung für den Schutz der Allgemeinheit ist, z.B. Krankenhäuser, Feuerwehr-
häuser usw.) nach DIN 4149 entsprechend den Regelungen nach Erdbebenzone 1 zu verfah-
ren. 
Zusätzlich sind für Bauwerke, bei deren Versagen durch Erdbebenwirkungen sekundäre Ge-
fährdungen auftreten können, höhere Gefährdungsniveaus zu berücksichtigen anhand ein-
schlägiger Regelwerke. Ggf. müssen in diesem Fall standortbezogene Seismologische Gut-
achten eingeholt werden.  
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10. Oberboden  

 
Der bei den Bauarbeiten anfallende Oberboden und der kulturfähige Unterboden sollen gem. § 
202 BauGB auf dem jeweiligen Grundstück zur Herstellung von Vegetationsflächen wieder 
aufgetragen werden, hierbei ist die DIN 18.915 zu beachten. 
 
Um den Oberboden auf Böschungsflächen vor Erosion zu schützen, sind ggf. geeignete inge-
nieurbiologische Maßnahmen vorzusehen. Dazu können u.a. der Einbau von Faschinen oder 
Erosionsschutzsaaten gehören. Die Maßnahmen sind jeweils an den technischen Erfordernis-
sen zur Böschungssicherung zu bemessen. Diese Maßnahmen dürfen den im Bebauungsplan 
festgesetzten Bepflanzungen nicht entgegenstehen und diese nicht ausschließen. Bei Erosi-
onsschutzsaaten kann die im Bebauungsplan festgesetzte Bepflanzung erst erfolgen, wenn 
die Aussaaten ihre volle Wirksamkeit erreicht haben. Dies ist in der Regel erst nach einer Ve-
getationsperiode zu erwarten. 
 

11. Umgang mit Regenwasser 
 
(Angaben werden zur Offenlage ergänzt.) 
 

12. Zuordnung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
 
Die erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen außerhalb des Plangebietes sind unter 
9. und 10. der textlichen Festsetzung festgesetzt. 
(Angaben werden zur Offenlage ergänzt.) 
 

13. Gestaltung und Begrünung 
 
Einzelheiten zur Gestaltung und Begrünung der Gewerbeflächen sind dem „Baugestaltungs-
handbuch“ zum Bebauungsplan 01.40 Gewerbegebiet Hossenberg zu entnehmen. 
 

14. Bau- und Nutzungsbeschränkungen entlang der Autobahn A 560 
 
Die Anbaubestimmungen entlang der Autobahn A 560 gemäß § 9 Bundes-Fernstraßengesetz 
(FStrG) sind zu beachten. 
 
§ 9 Bauliche Anlagen an Bundesfernstraßen 
(1) Längs der Bundesfernstraßen dürfen nicht errichtet werden  
1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 40 Meter bei Bundesautobahnen und bis zu 

20 Meter bei Bundesstraßen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke 
bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten, jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestig-
ten Fahrbahn, 

2. bauliche Anlagen, die außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke be-
stimmten Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder Zugänge an Bundesstraßen un-
mittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen. Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend für 
Aufschüttungen oder Abgrabungen größeren Umfangs. Weitergehende bundes- oder lan-
desrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 

(2) Im Übrigen bedürfen Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften notwendige Ge-
nehmigungen der Zustimmung der obersten Landesstraßenbaubehörde, wenn  
1. bauliche Anlagen längs der Bundesautobahnen in einer Entfernung bis zu 100 Meter und 

längs der Bundesstraßen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke 
bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten bis zu 40 Meter, gemessen vom äußeren Rand der 
befestigten Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt werden sollen, 

2. bauliche Anlagen auf Grundstücken, die außerhalb der zur Erschließung der anliegenden 
Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder Zugänge an Bun-
desstraßen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, erheblich geändert oder anders 
genutzt werden sollen. 
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Die Zustimmungsbedürftigkeit nach Satz 1 gilt entsprechend für bauliche Anlagen, die nach 
Landesrecht anzeigepflichtig sind. Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschrif-
ten bleiben unberührt. 

(3) Die Zustimmung nach Absatz 2 darf nur versagt oder mit Bedingungen und Auflagen erteilt 
werden, soweit dies wegen der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs, der Ausbauabsich-
ten oder der Straßenbaugestaltung nötig ist. 
(3a) Die Belange nach Absatz 3 sind auch bei Erteilung von Baugenehmigungen innerhalb der 
zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten von 
Bundesstraßen zu beachten. 
(4) Bei geplanten Bundesfernstraßen gelten die Beschränkungen der Absätze 1 und 2 vom 
Beginn der Auslegung der Pläne im Planfeststellungsverfahren oder von dem Zeitpunkt an, zu 
dem den Betroffenen Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzusehen. 
(5) Bedürfen die baulichen Anlagen im Sinne des Absatzes 2 außerhalb der zur Erschließung 
der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten keiner Baugenehmigung 
oder keiner Genehmigung nach anderen Vorschriften, so tritt an die Stelle der Zustimmung die 
Genehmigung der obersten Landesstraßenbaubehörde. 
(5a) Als bauliche Anlagen im Sinne dieses Gesetzes gelten auch die im Landesbaurecht den 
baulichen Anlagen gleichgestellten Anlagen. 
(6) Anlagen der Außenwerbung stehen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden 
Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten den Hochbauten des Absatzes 1 und den 
baulichen Anlagen des Absatzes 2 gleich. An Brücken über Bundesfernstraßen außerhalb 
dieser Teile der Ortsdurchfahrten dürfen Anlagen der Außenwerbung nicht angebracht wer-
den. Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 
(7) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht, soweit das Bauvorhaben den Festsetzungen eines Be-
bauungsplans entspricht (§ 9 des Baugesetzbuchs), der mindestens die Begrenzung der Ver-
kehrsflächen sowie an diesen gelegene überbaubare Grundstücksflächen enthält und unter 
Mitwirkung des Trägers der Straßenbaulast zustande gekommen ist. 
(8) Die oberste Landesstraßenbaubehörde kann im Einzelfall Ausnahmen von den Verboten 
der Absätze 1, 4 und 6 zulassen, wenn die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu ei-
ner offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Abweichung mit den öffentlichen 
Belangen vereinbar ist oder wenn Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abweichungen er-
fordern. Ausnahmen können mit Bedingungen und Auflagen versehen werden. 
(9) Wird infolge der Anwendung der Absätze 1, 2, 4 und 5 die bauliche Nutzung eines Grund-
stücks, auf deren Zulassung bisher ein Rechtsanspruch bestand, ganz oder teilweise aufge-
hoben, so kann der Eigentümer insoweit eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen, 
als seine Vorbereitungen zur baulichen Nutzung des Grundstücks in dem bisher zulässigen 
Umfang für ihn an Wert verlieren oder eine wesentliche Wertminderung des Grundstücks ein-
tritt. Zur Entschädigung ist der Träger der Straßenbaulast verpflichtet. 
(10) Im Fall des Absatzes 4 entsteht der Anspruch nach Absatz 9 erst, wenn der Plan rechts-
kräftig festgestellt oder genehmigt oder mit der Ausführung begonnen worden ist, spätestens 
jedoch nach Ablauf von vier Jahren, nachdem die Beschränkungen der Absätze 1 und 2 in 
Kraft getreten sind. 
 
 

15. Altlasten 
 
Im Plangebiet sind bisher keine Altlasten bekannt. Sollten sich bei Tiefbauarbeiten oder im 
Rahmen sonstiger Bauarbeiten oder Vorgängen Hinweise auf kleinräumige Verunreinigungen 
des Bodens ergeben, so sind die entsprechenden Stellen und Ämter hiervon umgehend zu un-
terrichten. 
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16. Treibstofffernleitung 

 
Im Bereich der dargestellten Treibstofffernleitung dürfen grundsätzlich keine Bäume und 
Sträucher bis zu einer Entfernung von 3 m beiderseits der Rohrachsen angepflanzt werden. 

 
17. Einsichtnahme Unterlagen 

 
Die angeführten Gesetze, DIN-Normen, Erlasse, Verwaltungsvorschriften und Gutachten kön-
nen bei der Stadtverwaltung Hennef, Amt für Stadtplanung und –entwicklung, Frankfurter Str. 
97, 53773 Hennef, eingesehen werden.  
 
 
 
 
53773 Hennef, den ……………. 


